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Inmitten der Corona-Krise, in der die EU ansonsten 
wieder in Einzelstaaten zu verfallen scheint, hat der 
Rat der Europäischen Union ohne große Diskussion 
oder öffentliche Aufmerksamkeit das Mandat ihrer 
sogenannten Trainingsmission in Mali verlängert und 
beträchtlich ausgeweitet. Zukünftig soll es den EU-
Kräften auch erlaubt sein, die malischen Streitkräfte 
und die gemeinsame Truppe der G5-Staaten „bis zur 
taktischen Ebene“ zu begleiten. Aktuell ist die Bundes-
wehr mit bis zu 350 Kräften an EUTM beteiligt, bis zu 
1.100 deutsche Kräfte sind darüber hinaus für die UN-
Truppe MINUSMA mandatiert. 

Ein kurzer Überblick

Die Mission EUTM Mali wurde bereits im Januar 
2013, keine Woche nach einer umfangreichen Inter-

vention der ehemaligen Kolonialmacht Frankreich zur 
Bekämpfung islamistischer Gruppen in Mali, beschlos-
sen. Entsprechende Planungen, die EU-Präsenz in der 
gesamten Sahel-Region u.a. durch Trainingsmissionen 
und Ertüchtigungshilfe zu erhöhen, waren bereits vor 
der Nato-Intervention in Libyen und der anschlie-
ßenden Krise in Mali angelaufen und hatten v.a. auch 
darauf abgezielt, den wachsenden Einfluss Chinas in 
ganz Afrika und der USA in Westafrika etwas entge-
genzusetzen. 

Der vermeintlich drohende Vorstoß islamistischer 
Gruppen in den Süden Malis gab dann den Startschuss 
für eine umfassende Intervention Frankreichs, die 
Deutschland v.a. logistisch unterstützt hatte. In Win-
deseile wurden große Kontingente von Truppen aus 
afrikanischen Staaten eingeflogen, die zunächst unter 
Führung der Westafrikanischen Wirtschaftsgemein-
schaft (ECOWAS) die Truppe AFISMA bildeten und 
wenig später (Juli 2013) in die UN-Mission MINUSMA 
überführt wurden. 

Seitdem besteht im Grunde folgende Arbeitsteilung 
zwischen den drei Interventionen: Die französischen 
Truppen zielen (gemeinsam mit wechselnden lokalen 
Verbündeten) in erster Linie auf die Bekämpfung des 
Terrorismus. Die EU-Trainingsmission (EUTM) bildet 
die malischen Streitkräfte aus, die anschließend im 
Norden stationiert werden sollen und die MINUSMA 
soll die Lage insgesamt stabilisieren und eine landes-
weite militärische Infrastruktur schaffen, auf die sich 
die malischen Streitkräfte abstützen können. Frank-
reich hat seinen Anti-Terror-Einsatz bald auch auf die 
Nachbarstaaten Mauretanien, Niger, Burkina Faso und 
den Tschad (als weiteren traditionellen Verbündeten) 
ausgedehnt. Alle fünf Staaten (G5 Sahel) bildeten dar-
aufhin „auf Anregung“ Deutschlands und Frankreichs 
und von der EU finanziell unterstützt eine gemeinsame 
Eingreiftruppe, die ebenfalls grenzüberschreitend v.a. 
den Terrorismus und die „organisierte Kriminalität“ 
bekämpfen soll. Die Mandate der MINUSMA und der 

EU-Mandat ausgeweitet,
Zweck unklar
Geflecht militärischer Interessen und Akteure in Mali mutiert 

von Christoph Marischka

Am Abend des 5. Mai 2020 wurden die Frakti-
onsvorsitzenden des Bundestags von Außenminister 
Heiko Maas und Verteidigungsministerin Kramp-Kar-
renbauer darüber informiert, dass die Bundesregierung 
beabsichtigt, am 6. Mai eine Verlängerung der Man-
date für die Einsätze der Bundeswehr in Mali und den 
benachbarten Staaten zu beschließen und anschließend 
dem Parlament vorzulegen.

Dabei soll v.a. die EU-Ausbildungsmission EUTM 
Mali zunächst auf den Gesamtstaat Mali und auch auf 
die angrenzenden Länder ausgeweitet und um 100 
Kräfte erweitert werden. Außerdem soll die Ausbildung 
nigrischer Spezialkräfte im Rahmen der Operation 
„Gazelle“ in das Mandat integriert werden. Die Ausbil-
dung im Rahmen von EUTM soll zukünftig „einsatz-
näher“ erfolgen. Was die Beteiligung an MINUSMA 
angeht, soll es bei der bisherigen Obergrenze von 1.100 
Kräften bleiben, allerdings soll die Aufklärung mit 
Drohnen ausgeweitet werden. A
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EUTM wurden seitdem schrittweise um die Unterstüt-
zung der G5-Truppe und der französischen Mission 
erweitert.

Die Geschichte der EUTM

Die Mission EUTM Mali war im Januar 2013 
zunächst für 15 Monate mandatiert worden. Das 
Hauptquartier wurde in einem Hotel in Bamako errich-
tet, die Ausbildung fand und findet bis heute überwie-
gend in einer malischen Offiziersschule bei Koulikoro 
etwa zwei Dutzend Kilometer nördlich der Hauptstadt 
statt. Die Angehörigen der Mission waren ebenfalls tw. 
in Hotels untergebracht oder entspannten sich in deren 
Lobbies. Ab Ende 2015 kam es vermehrt zu Angriffen 
auf diese Hotels, das Hauptquartier der EUTM Mission 
und auch die Offiziersschule in Koulikoro. Die Siche-
rungskräfte wurden verstärkt und die Sicherung des 
Hauptquartiers baulich intensiviert. Spätestens jetzt 
bekam der Einsatz ein militärisches Gepräge und es 
wurde klar, dass die Rückeroberung des Nordens kein 
Kinderspiel würde. Im Zuge der Anschläge wurde auch 
deutlich, dass es die EUTM mit ihrem Mandat nicht 
allzu genau nimmt, weil sich deren Angehörige an der 
anschließenden Sicherung der Umgebung und Verfol-
gung der Angreifer beteiligten – was nicht unter das 
Mandat der Ausbildung fällt. 

Bis heute hat die EUTM Mali nach eigenen Anga-
ben etwa 15.000 Angehörige der malischen Streitkräfte 
ausgebildet, deren Gesamtstärke auf etwa 15.000 bis 
20.000 geschätzt wird. Noch deutlich schlechter als 
deren Gesamtzahl ist die Zahl der Gefallenen unter den 

malischen Streitkäfte seit 2013 dokumentiert, die aber 
sicherlich im vierstelligen Bereich liegt. Gut dokumen-
tiert sind jedoch zahlreiche schwere Menschenrechts-
verletzungen, an denen sie beteiligt waren. Fast alle 
Beobachter*innen machen diese tw. systematischen 
und rassistisch motivierten Menschenrechtsverletzun-
gen durch die malischen Sicherheitskräfte zumindest 
mit dafür verantwortlich, dass sich die Sicherheits-
lage in den vergangenen Jahren kontinuierlich ver-
schlechtert hat, sich immer mehr Gruppen bewaffnen 
und auf Grundlage von Ethnizität konstituieren. Hatte 
zunächst v.a. die frankophone Bevölkerung in Bamako 
die internationale Truppenpräsenz in großen Teilen 
begrüßt und von ihr eine schnelle Rückeroberung des 
Nordens erwartet, so ist es die mittlerweile rasant ange-
stiegene Unsicherheit v.a. im Zentrum Malis, die auch 
unter diesen zunehmend die Forderungen nach einem 
Abzug laut werden lassen. Selbst der malische Präsi-
dent Ibrahim Boubacar Keita, der quasi im Zuge der 
französischen Intervention mit dem Wohlwollen der 
EU gewählt wurde, hat zuletzt immer offener gegen 
die internationale Militärpräsenz agitiert, gegen den 
Willen Frankreichs Gespräche mit den vermeintlich 
terroristischen Gruppen eingeleitet und die Corona-
Pandemie zum Anlass genommen, strenge Richtlinien 
für die Einreise ausländischer Militärs zu erlassen.

Begleitung bis auf die taktische Ebene

In diesem Kontext wird nun das Mandat der EUTM 
drastisch ausgeweitet. Bereits in den vergangenen 
Jahren war es der Trainingsmission immer mehr erlaubt 

Eine Trainingseinheit der EUTM Mali im Jahr 2018. Quelle: DPAO EUTM Mali/Wikipedia.
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worden, auch jenseits des relativ sicheren Südens Aus-
bildungsmaßnahmen durchzuführen und diese auch 
für Angehörige anderer G5-Staaten anzubieten. Hierzu 
wurden u.a. mobile Teams gebildet, aber auch erste 
Ankerpunkte in anderen großen Feldlagern aufge-
baut. Zukünftig soll EUTM darüber hinaus laut EU-
Beschluss „den malischen Streitkräften militärische 
Beratung, Ausbildung einschließlich einsatzvorberei-
tender Ausbildung, Schulung und Mentoring durch 
Begleitung ohne Exekutivbefugnisse bis zur taktischen 
Ebene zur Verfügung“ stellen. Was das heißt, wird u.a. 
aus der direkt anschließenden Begründung klar: „damit 
die EUTM Mali in der Lage ist, die Tätigkeiten der 
malischen Streitkräfte zu verfolgen und ihre Leistung 
und ihr Verhalten — auch im Hinblick auf die Achtung 
der Menschenrechte und des humanitären Völkerrechts 
— zu überwachen“. Ein Kommentator auf dem Blog 
„augengeradeaus.net“ bezeichnete die Formulierung 
„Begleitung ohne Exekutivbefugnisse bis zur takti-
schen Ebene“ als „Quadratur des Kreises“ — zu Recht, 
denn die taktische Ebene, so ein anderer Kommentar 
etwas flapsig, bedeute „dort wo es blitzt“. Was damit 
gemeint ist, geht aus einem aktuellen Sachstand der 
Bundesregierung hervor. In diesem heißt es: „Durch 
die Ausbildung und Beratung von EUTM Mali an 
den Einsatzstandorten soll gezielt einsatznotwendiges 
Wissen an die malischen Streitkräfte vermittelt werden. 
Zugleich bietet sich hierdurch die Möglichkeit, das 
Verhalten der Soldaten in der Nähe zum Einsatzort zu 
beobachten und die Ausbildungsinhalte entsprechend 
anzupassen“. Eine solche „Begleitung ohne Exekutiv-
befugnisse“ ist auch für die Einsätze der G5-Truppe, 
also der gemeinsamen Einsätze mit Truppen aus den 
Nachbarstaaten vorgesehen. Deshalb, so der Sach-
stand, soll das „Mandatsgebiet von EUTM Mali ... auf 
Gesamtmali sowie alle G5 Sahel Staaten ausgewei-
tet werden. Diese Maßnahme zielt vor allem darauf, 
Beratung und Ausbildung auch im zunehmend unter 
Druck geratenen Burkina Faso sowie, auf Anfrage, 
auch in Niger durch mobile Trainingsteams anbieten 
zu können. 

Die Erweiterung des Mandatsgebiets würde es 
zudem ermöglichen, auch ohne vorherige Befassung 
der Brüsseler Gremien Aufgaben außerhalb Malis 
wahrzunehmen. Dies betrifft z.B. die Durchführung 
von Veranstaltungen am Collège de Défense des G5 
Sahel in Nouakchott.“ Die Bundesregierung bezeichnet 
dies als „ambitionierte Weiterentwicklung von EUTM 
Mali.“ Das ist allerdings noch bescheiden ausgedrückt.

Räumliche Entgrenzung

Allein die Distanz zwischen Nouakchott und Bamako 
beträgt Luftlinie über 1.000 km und ist damit größer als 

beispielsweise jene zwischen Berlin und Minsk. Von 
Nouakchott ans andere Ende des zumindest theoreti-
schen Mandatsgebietes an der Ostgrenze des Tschad 
sind es über 4.000 Kilometer – deutlich mehr als die 
Distanz zwischen Lissabon und Kiev. Demgegenüber 
nimmt sich die finanzielle Aufstockung des Mandates 
eher bescheiden aus: Wurde das Mandat auf EU-Ebene 
zuvor jeweils um zwei Jahre verlängert und zuletzt 
für diesen Zeitraum mit knapp 60 Mio. Euro ausge-
stattet, so beträgt das Budget nun für vier Jahre 133,7 
Mio. Euro – eine Erhöhung um „lediglich“ etwa 11%. 
2018 jedoch, als erstmals ein verstärktes Vorgehen der 
EUTM in der Fläche vorgesehen war, war das Budget 
der EUTM gegenüber den Jahren 2016 bis 2018 bereits 
verdoppelt worden.

Trotzdem bildet die Erhöhung des Budgets – das ja 
nur die gemeinsamen Kosten betrifft – nicht die vom 
Mandat zumindest ermöglichte Ausweitung und den 
damit einhergehenden Bedarf z.B. in der Logistik ab. 
Selbst wenn wir davon ausgehen, dass eine „Beglei-
tung … bis zur taktischen Ebene“ zunächst nur in Mali 
selbst stattfinden wird, macht diese sicherlich eine sog. 
Rettungskette nötig – also den schnellen Abtransport 
der Verwundeten und hierzu natürlich auch die Siche-
rung des Umfeldes. Die Präsenz der EUTM-Kräfte in 
der unmittelbaren Nähe zu Einsätzen der malischen 
Streitkräfte macht natürlich (aus Sicht der EU-Kräfte) 
auch ein deutlich verbessertes Lagebild notwendig. Bei 
beidem stützt sich die malische Armee bislang weitest-
gehend auf die MINUSMA ab, innerhalb derer v.a. 
Deutschland für die Bereiche Aufklärung und Führung 
zuständig ist. 

Selbst unter der Annahme, dass sich auch die ein-
satzfernere Ausbildung zunächst „nur“ auf das von der 
Bundesregierung explizit genannte Gebiet zwischen 
der afrikanischen Westküste (Nouakchott), dem westli-
chen Niger und Burkina Faso beschränken wird, so geht 
damit ein beträchtlicher logistischer Bedarf einschließ-
lich der Sicherung der jeweiligen Stützpunkte einher. 
Auch hier kann die MINUSMA verstärkt als Dienstlei-
ster einspringen. Deutschland unterhält beispielsweise 
schon länger im Zuge des MINUSMA-Einsatzes einen 
Logistikstützpunkt der Luftwaffe außerhalb Malis im 
benachbarten Niger. Vielleicht aber soll das Mandat 
der EU jedoch nur für möglichst lange Zeit (vier Jahre) 
möglichst weite Spielräume für bestenfalls koordi-
niertes Vorgehen der Mitgliedsstaaten eröffnen, die 
dann nicht aus dem gemeinsamen Budget abgerechnet 
werden. 

Im aktuellen Lagebericht der Bundesregierung 
findet sich hierzu etwa folgender Hinweis: „Wo immer 
möglich, unterstützt EUTM Mali in gegenseitigem 
Einvernehmen und im Rahmen freier Kapazitäten auch 
Ertüchtigungsprojekte der Bundesregierung durch flan-
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kierende Ausbildung, z.B. taktische Ausbildung mit 
durch Deutschland finanzierten geschützten Fahrzeu-
gen“. Auch in Niger unterhält Deutschland – „unter-
halb der [mandatspflichtigen] Einsatzschwelle“ eine 
bilaterale Military Assistance-Mission (Gazelle) zum 
Aufbau, zur Ausrüstung und Ausbildung nigrischer 
Spezialeinheiten. Frankreich hingegen arbeitet unter 
der Operation Takouba am Aufbau eines gemeinsamen 
Kontingents europäischer Spezialkräfte für den Einsatz 
im Sahel.

Unabhängig davon, wie die Diskrepanz zwischen 
völliger räumlicher Entgrenzung des Mandats und 
mäßiger Erhöhung des Budgets zu interpretieren ist, 
wird deutlich, dass sich in Mali und im Sahel ein 
immer dichteres und verworreneres Geflecht militä-
rischer Interventionen herausbildet, die sich sowohl 
räumlich, wie auch von den Befugnissen her entgren-
zen und deren Ziele zugleich immer unklarer und belie-
biger werden. MINUSMA findet bis heute unter einem 
Mandat des Sicherheitsrates statt, das eigentlich die 
Unterstützung des malischen Friedensprozesses unter 
Wahrung der territorialen Integrität zum Ziel hat, wird 
aber immer stärker in die Einsätze der EU, Frankreichs 
und der benachbarten Staaten (G5) einbezogen, von 
denen zumindest letztere immer mehr die Bekämpfung 
des Terrorismus als Ziel (oder Vorwand) für ihre Aktio-
nen verstehen. 

Dem Schutz der Zivilbevölkerung – der vor Ort von 
MINUSMA erwartet, aber nicht erfüllt wird – kann 
sie als Dienstleister einer entgrenzten, internationa-
len Militärlogistik umso schlechter erfüllen. Sie wird 

Die Mali-AG des aktivistischen Netzwerks Afrique-
Europe-Interact (AEI) hat sich im Vorfeld der Man-
datsverlängerungen mehrfach an Bundesregierung und 
Bundestag gewendet und sich dabei nicht nur für eine 
Fortführung der MINUSMA, sondern auch für eine ver-
stärkte Ausbildung und Ausstattung der Armeen Malis 
und der G5 ausgesprochen. Die IMI hat dies öffentlich 
kritisiert, woraufhin AEI in einer Stellungnahme diese 
Position noch einmal bekräftigt hat. Darauf hat die IMI 
mit einem weiteren Text reagiert, der Fragen nach den 
konkreten Vorstellungen einer militärisch gestützten 
Befriedung der Region stellt. Nachzulesen ist die Aus-
einandersetzung hier:
IMI-Analyse 2020/21
Wer Militäreinsätze unterstützt, muss sich auch für 
deren Dynamiken interessieren.

damit auch immer mehr zum Spielball der Partikula-
rinteressen der beteiligten Staaten und Streitkräfte. 
Deutschland und Frankreich beispielsweise ziehen in 
Mali keineswegs an einem Strang und ob sie beide 
überhaupt noch die Kontrolle über ihre im Sahel grenz-
überschreitend operierenden Spezialkräfte haben, kann 
durchaus bezweifelt werden.

Beerdigungszeremonie von drei Blauhelmsoldaten aus dem Tschad und Guinea vor der MINUSMA-Gedenktafel im Hauptquar-
tier der Mission in Bamako, Mali im Mai 2020. Quelle: flickr/MINUSMA/Harandane Dicko.
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http://https://www.imi-online.de/download/IMI-Analyse2020-21-AEI.pdf



